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BI-BAYERN-Netzwerk
Bürgerinitiativen gegen ungerechte Kommunalabgaben

www.anti-STRABS-net.de

(ehemals VerBiB.com)
Sprecher:

Werner E. Niederdraenk – Heinrich Kellermann – Dr. Rainer Gottwald – Josef Butzmann

Ein Aufruf zu Widerstand und Mitarbeit unseres Mitglieds im Sprecherrat Josef Butzmann
*From:* Freunde für Bayern <mailto:fffbayern@gmx.net>
 
*Sent:* Friday, November 03, 2017 6:55 PM 

*To:* Falk Sluyterman van Langeweyde, 1.Bürgermeister SPD <mailto:buergermeister@schongau.de> ; 
Andrea Jochner -Weiß Landrätin CSU <mailto:poststelle@lra-wm.bayern.de>
 
 ; Hans Moritz erdinger Redaktionsleiter MM <mailto:hans.moritz@erdinger-anzeiger.de> 

*Subject:* Gratulation zur friedlichen Rebellion gegen Straßenausbaubeitragssatzungen zum Wohle f Bürger v. Schongau und ganz Bayern 

Sehr geehrte Empfänger dieser Mail, 

mit der Ankündigung zu Schongauer Montagsdemos wegen Widerstand gegen die bayerische  CSU- Staatsregierung mit dem unseriösen Druck auf Bürgermeister und Stadträte wegen Verpflichtung eine  derartige Satzung zu erlassen und anzuwenden. Damit wird über CSU- Diktatur-Demokratie die kommunale Selbstverwaltung ausgehebelt. Endlich und Gott sei Dank gibt es auch im "tiefschwarzen Bayern" Menschen mit Mut und Selbstvertrauen wegen ungerechter Vorgehensweise sich zur Wehr zu setzen. 

Eigentlich gibt es ohne größere Schäden anzurichten mit Tumulten usw.  Gott sei dank friedlich die Möglichkeit den nicht akzeptablen Machenschaften von Politikern einen kräftigen Denkzettel zu verpassen, dazu eignet sich die kommende Landtagswahl noch viel besser und wirkungsvoller als die jüngste Bundestagswahl - Schatten vorausgeworfen hat-  nicht das Thema Flüchtlingsproblem war alleine an der Wirkung ursächlich zu bezeichnen- auch inzwischen bayernweite Proteste gegen diese Straßenausbaubeitragssatzungen  und vor Allem der Umgang mit den Bürgern - der Versuch den Anliegern Kosten für Sanierungen ob Luxus- oder sonstige erforderliche Sanierungen aufzubrummen in z.T. unverschämter Art und Weise lässt doch endlich die Bürger erwachen. 

Fakt ist: *Straßen sind Allgemeingut und nicht im Eigentum der Anlieger- auch die Nutzung steht ohne wenn und aber der Allgemeinheit zur uneingeschränkten Verfügung. KFZ-Steuer- Mineralölsteuer und alle mit dem Verkehr entstehenden Kosten unterliegen auch noch der Mehrwertsteuer.* 


*Folglich Hände weg von fremdem Eigentum!!!* 
*Die Einnahmen des Bundes sind so üppig wie noch nie, unser Bundesstaat hat keine Einnahmeprobleme sondern viel mehr beim Ausgeben keinerlei erkennbaren Zurückhaltungen, man schmt sich nicht den Bundesbürgern an allen Ecken und Enden Geld aus der Tasche zu ziehen. Zusätzlich werden große Unterschiede von Bundesland zu Bundesland immer mehr und ungerechter festgestellt.

 Jede Straßenausbaubeitragsatzungbeinhalteteine große  Ungerechtigkeit *und einen Verstoß gegen Art. 3, Art. 14 und Art. 2  GG. Die Erkenntnisse, Regeln und Prinzipien der zuständigen   Wissenschaften dürfen nicht missachtet werden, wenn es um  öffentliche Einnahmen und Abgaben geht. Es gibt für Hauseigentümer    keine "besonderen Vorteile" aus der Straßensanierung. Kommunale   Straßennetze müssen als "öffentliche Güter" aus Steuern finanziert    werden! 
Dr. Ernst Niemeier war Lehrbeauftragter an der Hochschule  Bremen 

Voraussichtlich bzw. hoffentlich sind die Tage all dieser  Straßenausbaubeitrag-Satzungen gezählt, denn beim bayerischen     Verfassungsgerichtshof München steht *eine 55 seitige Popularklage*,verfasst durch Rechtswissenschaftler Prof. Dr.  Gramlich, zur Entscheidung an. Ansatzpunkt der Klageschrift ist, dass 
Straßenverkehrsnetze eine offene Struktur haben – jeder kann sie befahren. „Ein konkreter Vorteil, den ein Anlieger von einer  sanierten Straße haben soll, ist nicht ersichtlich und auch nicht in  Zahlen zu quantifizieren“. Daher sei der Erhalt von Straßen eine  Aufgabe der Allgemeinheit
 
a. beim Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe ist ebenfalls eine Entscheidung fällig. Der VDGN hat daher fristgerecht eine umfassend begründete Verfassungsbeschwerde eingereicht. Jetzt ist es an den Karlsruher Richtern, den Bürgern das verlorengegangene Vertrauen zurückzugeben und für Gerechtigkeit zu sorgen mit Abschaffung der Straßenausbaubeitragsatzungen, denn *diese sind verfassungsmäßig nicht mehr haltbar, da den Anliegern keinerlei Vorteile entstehen. * 
b. Eine Verbesserung muss immer einen „positiven Effekt“ erzeugen. *Eine beitragsfähige Verbesserung liegt nur dann vor, wenn sich der Zustand der Straße nach der Baumaßnahme in irgendeiner Hinsicht vom früheren Zustand unterscheidet und die Maßnahme sich positiv auf die Benutzbarkeit auswirkt (OVG Magdeburg, Beschluss v. 21.02.2002 – 2 L 51/00; SächsOVG, Urteil v. 05.04.2006 – 5 B 76/04, ZMR 2007, S. 233). Der neue wird also mit dem alten Zustand der Straße verglichen (OVG NRW, Urteil v. 29.01.2002 – 15 A 2128/00, NVwZ-RR 2002, S. 871).
 
Aufruf zur Zusammenarbeit vieler Bürgerinitiativen wäre bestimmt hilfreich, gegenseitige Unterstützung Gedanken- und Erfahrungsaustausch sind in solchen Situation viel hilfreicher als der Versuch politisch Verantwortliche wie etwa
Landräte oder Landtagsabgeordnete zur Einsicht über den Unfug zu bewegen. 

Das beste Druckmittel - allen bisher im bayerischen Landtag vertretenen Parteien künftig bei der nächsten Wahl unmissverständlich zu erklären das X nur bei Parteien einsetzen bzw. zukommen lassen welche für die Abschaffung der Straßenausbaubeiträgen im Wahlprogramm hätten, das ist z.Z. die FDP und die AfD- wobei man keineswegs diese Wähler dem Radikalismus zuordnen darf!! Proteste zeigen Wirkung!!! 
Schließlich ein Hinweis über bundesweite Bemühungen Abschaffung der Strßenausbaubeitragssatzungen von BI`s welche ohne finanzielle Mittel ausgestattet sind  und trotzdem im Sinne einer großen breiten Allgemeinheit etwas zu erreichen - siehe www.anti-strabs-net.de plus  VSSd.eu 
Wer macht mit? Wo sind Ansprechpartner?? 
Für eine Kommentierung vorab ein herzliches Dankeschön 

gez. Josef Butzmann   BI-Bayern-Netzwerk / Freunde Bayern e.V. / AFW- Weißenhorn   Tel. 07309 5084  oder und 01762 422 5334 // fffbayern@gmx.net 

www.anti-strabs-net.de  
Zusammenkommen ist ein Beginn
       Zusammenbleiben ist ein Fortschritt

                                     Zusammenarbeiten ist ein Erfolg
;Werner E. Niederdraenk,König-Heinrich-Str.57 c, 97082 Würzburg,Tel.0931-77496 
w.e.niederdraenk@googlemail.com;    
Heinrich Kellermann, Waldmanngasse 8, 92331 Parsberg, Tel.: 09492/5236 

he.kellermann@gmail.com
Josef Butzmann,  89264 Weißenhorn, Tel.: 07309 - 2528                                                   fffbayern@gmx.net

